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Sollen Airbnb über die Baubewilligungspflicht reguliert werden? 

Die kritischen Stimmen zu Airbnb sind bei den Planungs- und Baubehörden angekommen. 
Es taucht vermehrt die Frage auf, ob die Vermietung von (bestehenden) Räumen über Air-
bnb oder ähnliche Plattformen baubewilligungspflichtig sei. Schon die Frage scheint die 
Antwort zu fordern, dass dies der Fall sei. Wir zeigen in diesem Beitrag auf, dass diese 
Auffassung nach unserem Verständnis nicht grundsätzlich korrekt ist. 

Als Begründung für die Baubewilligungspflicht von Airbnb wird häufig das Argument der «gleich 
langen Spiesse» mit der Hotellerie genannt. Umgekehrt macht sich die klassische Hotellerie die 
Buchungsplattformen z.T. auch zu Nutze, um den gewandelten Bedürfnissen an Buchungsmög-
lichkeiten entgegen zu kommen. Wir sind der Ansicht, dass die Forderung der Gleichbehandlung 
gerechtfertigt sein kann (z.B. betreffend Bezahlung von Kurtaxen, Einhaltung von Brandschutzvor-
schriften, Verkehrserschliessung), aber nicht über die Baubewilligungspflicht verwirklicht werden 
kann bzw. muss. 

Dabei stellt sich die Frage der Bewilligungspflicht vorwiegend bei Umnutzung von bestehenden 
Räumen und nicht bei Neubauten, deren Erstellung auf jeden Fall einer Baubewilligung bedarf. Im 
Verfahren wird die Nutzung und deren Zonenkonformität ja geprüft. Wichtig ist, dass die Frage, ob 
eine Buchung und Vermietung über Airbnb baubewilligt werden muss, nicht verwechselt werden 
darf mit der Frage, ob die Nutzung von Wohnräumen bewilligt werden kann. Die letztere Frage 
nach der Baubewilligungsfähigkeit behandeln wir hier nicht. Ebenso wenig gehen wir hier auf die 
Zweitwohnungsthematik ein. 

Ein beträchtlicher Teil der rechtlichen Probleme dürfte darin begründet sein, dass alle möglichen 
Vorstellungen mit Airbnb verbunden werden. In diesem Beitrag verwenden wir Airbnb als Sammel-
begriff für alle möglichen Formen der Buchung und Vermietung von privaten Räumen über Platt-
formen, wie z.B. Booking.com, Housetrip, Wimdu etc. Diese Angebote betreffen typischerweise 
einen ganzen Ablauf eines Geschäfts: Zuerst einmal die Werbung, dann die Vermittlung bzw. Bu-
chung, das Abschliessen eines Miet- oder Beherbergungsvertrags zwischen zwei (dritten) Par-
teien, die Nutzung der Räume, die Abrechnung, die Bewertung und Qualitätssicherung und z.T. 
auch die Kurtaxenabrechnung. Die baurechtlichen Fragen können nur den Teilbereich der Nutzung 
erfassen, während bei manchen Behörden das «Airbnb-Wohnen» als Ganzes ins Visier geraten 
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ist. Die Grenzen zwischen politischen, normativen und rechtsanwendenden Eingriffen (Verfügun-
gen) scheinen durcheinander zu geraten. Statt zu bewilligen (oder zu verweigern) wird reguliert 
und verboten, teilweise ohne klare Rechtsgrundlagen. Besonders in Visier geraten sind Eigentü-
mer, die ganze Mehrfamilienhäuser nur noch kurzfristig über Airbnb vermieten. 

1. Baubewilligungspflicht im Allgemeinen 

Das Raumplanungsgesetz des Bundes bestimmt, dass Bauten und Anlagen nur mit behördlicher 
Bewilligung errichtet oder geändert werden dürfen. Dazu hat das Bundesgericht eine Praxis ent-
wickelt, welche die meisten Kantone in ihrer Baugesetzgebung übernommen haben – wobei die 
Kantone die Bewilligungspflicht nicht lockern, sondern höchstens verschärfen dürfen. Mit gering-
fügigen Abweichungen hält das Bundesgericht zur Frage der Baubewilligungspflicht jeweils fest: 

«Bauten und Anlagen gemäss Art. 22 Abs. 1 RPG sind jene künstlich geschaffenen und auf Dauer 
angelegten Einrichtungen, die in fester Beziehung zum Erdboden stehen und geeignet sind, die 
Vorstellung über die Nutzungsordnung zu beeinflussen, sei es, dass sie den Raum äusserlich er-
heblich verändern, die Erschliessung belasten oder die Umwelt beeinträchtigen. Massstab dafür, 
ob eine bauliche Massnahme erheblich genug ist, um sie dem Baubewilligungsverfahren zu unter-
werfen, ist die Frage, ob mit der Realisierung der Baute oder Anlage im Allgemeinen, nach dem 
gewöhnlichen Lauf der Dinge, so wichtige räumliche Folgen verbunden sind, dass ein Interesse 
der Öffentlichkeit oder der Nachbarn an einer vorgängigen Kontrolle besteht. Die Baubewilligungs-
pflicht soll es mithin der Behörde ermöglichen, das Bauprojekt in Bezug auf seine räumlichen Fol-
gen vor seiner Ausführung auf die Übereinstimmung mit der raumplanerischen Nutzungsordnung 
und der übrigen einschlägigen Gesetzgebung zu überprüfen. (...) Der Baubewilligungspflicht un-
terstehen auch blosse Nutzungsänderungen, die ohne bauliche Vorkehrungen auskommen, wenn 
diese erhebliche Auswirkungen auf Umwelt und Planung haben.» 

2. Baubewilligungspflicht für Airbnb? 

Die Praxis der Gemeinden und Kantone dazu, in welchen Fällen das Vermieten von Wohnungen 
über Airbnb bewilligungspflichtig ist, ist heute noch sehr unterschiedlich. Auch eine einheitliche 
Terminologie existiert nicht. Das Bundesgericht hat sich bis jetzt zu dieser Frage noch nicht äus-
sern müssen. 

Der Kanton Bern beispielsweise verwendet für diese Vermietungsformen den Begriff der «kurzzei-
tigen Vermietung», welchen er dem Zweitwohnungsgesetz entnommen hat. Wie lange «kurzzeitig» 
ist, wird aber nicht definiert. Teilweise werden über Airbnb angebotene Wohnungen als «bewirt-
schaftete Wohnungen» bezeichnet, im Gegensatz zu «unbewirtschafteten» Wohnungen, auch 
dies angelehnt an die Zweitwohnungsgesetzgebung. Dort sind «touristisch bewirtschaftete Woh-
nungen» unter bestimmten Voraussetzungen «warme Betten» und damit keine verpönten Zweit-
wohnungen. 
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Es dürfte unbestritten sein, dass die Vermietung von Wohnungen über Airbnb, welche neu erstellt 
oder so umgebaut werden, dass die Veränderung von aussen sichtbar ist, baubewilligungs-
pflichtig sind. Im entsprechenden Baubewilligungsverfahren werden auch die Nutzung und deren 
Zonenkonformität beurteilt. Abgrenzungsschwierigkeiten entstehen hier allerdings bereits, wenn 
die Vermieter für ihre Gäste gastgewerbliche Leistungen erbringen, z.B. Frühstück oder Verpfle-
gungsmöglichkeiten anbieten, wobei dies für Airbnb nicht typisch ist. In diesem Fall muss allenfalls 
zusätzlich eine gastgewerbliche Bewilligung eingeholt werden. 

Heikel ist die Frage der Bewilligungspflicht, wenn bestehende, bewilligte Wohnungen über Airbnb 
vermietet werden. Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts müssen blosse Nutzungsände-
rungen ohne bauliche Veränderungen bewilligt werden, wenn diese «(…) erhebliche Auswirkungen 
auf Umwelt und Planung (…)» haben. 

Ist die Vermietung von Wohnungen über Airbnb überhaupt eine Änderung der Nutzung? In den 
Räumen wird weiterhin gewohnt und der Begriff der «kurzzeitigen» oder «touristischen Nutzung» 
existiert in den baurechtlichen Erlassen (noch) nicht. Ob Mieter nur wenige Tage oder mit unbe-
fristetem Mietvertrag wohnen, macht in der Nutzung der Räume noch keinen Unterschied. Wohnen 
bleibt Wohnen; wie man den Mieter findet, ist nicht Bestandteil der Nutzung. 

Betrachtet man die Vermietung von Räumen über Airbnb als Umnutzung, muss weiter geprüft wer-
den, ob dadurch bau- oder umweltrechtlich relevante Tatbestände erheblich betroffen werden. 

Umweltrecht wird aus unserer Sicht nicht betroffen, da Vermietungen über Airbnb objektiv gesehen 
nicht zu mehr oder qualitativ anderen Immissionen führen als dauernde Mietverhältnisse, wie 
manchmal geltend gemacht wird. Es ist ein Vorurteil, dass Airbnb-Gäste dauernd Party machen 
und anders oder sogar zonenwidrig schlafen, kochen, essen, duschen, fernsehen, ankommen, 
parkieren, wegfahren etc. als «normale» zonenkonforme Mieter. Möglicherweise wird mit dem ste-
tigen Wechsel der Personen ein Gefühl der Unsicherheit verbreitet, das solche Vorurteile schürt; 
durch objektive Feststellungen lässt sich das wohl eher selten erhärten. 

Baurechtlich relevante Tatbestände könnten betroffen sein, wenn die vermieteten Wohnungen 
dem Brandschutz nicht genügen. Dabei gelten die gesamtschweizerischen Brandschutzvorschrif-
ten der Vereinigung Kantonaler Feuerversicherungen erst bei Beherbergung von mindestens 
20 Personen. Die kantonale Gebäudeversicherung des Kantons Bern bspw. unterscheidet neu für 
die Anforderungen an den Brandschutz zwischen Beherbergungsstätten bis maximal 19 Personen 
und Beherbergungsbetrieben von 20 und mehr Personen. Aus unserer Sicht müssen Gebäude 
aber so oder so jederzeit den Brandschutzvorschriften entsprechen; dafür muss kein Baubewilli-
gungsverfahren durchgeführt werden. Der Vollzug der Brandschutzvorschriften muss durch die 
Behörden kontrolliert werden. 

Baurechtlich relevante Tatbestände sind betroffen, wenn die Airbnb-Nutzung nicht zonenkonform 
ist. Wir vertreten die (umstrittene) Ansicht, dass Airbnb in allen Zonen, in denen Wohnen zulässig 
(sprich zonenkonform) ist, als Nutzung oder Umnutzung nicht bewilligt werden muss. Diese einfa-
che und praktikable Betrachtungsweise hat sich aber nicht durchgesetzt. Jede Gemeinde beurteilt 



 Immobilien Newsletter Mai 2020 
 Seite 4 | 5 

 

dies unterschiedlich und ihr kommt, soweit sie eigene Bauvorschriften aufstellen darf, dabei auch 
ein erheblicher Beurteilungsspielraum zu. Insbesondere in reinen Wohnzonen werden Airbnb häu-
fig nicht als zonenkonform betrachtet, jedenfalls wenn Airbnb gewerblich betrieben wird. Manchmal 
wird differenziert, wie viele Wohnungen im selben Haus vermietet werden. Bei dieser Betrach-
tungsweise wird das kurzfristige Vermieten via Plattform als gewerbliche Tätigkeit angesehen, was 
das Gebäude einer gewerblichen Nutzung zuweist. Unseres Erachtens kann aber nicht entschei-
dend sein, wie viele Wohnungen oder wie viele Betten in einem Haus über Airbnb vermietet wer-
den. Massgebend muss die Nutzung der Räume sein; ein durch eine gewerbliche Liegenschafts-
verwaltung dauervermietete Wohnung wird auch nicht zum Gewerberaum, weil die Verwaltung 
gewerblich tätig ist. 

Es muss im Moment davon ausgegangen werden, dass die professionelle Vermietung von Woh-
nungen keine gewerbliche Nutzung darstellt und daher in einer Gewerbezone nicht zonenkonform 
wäre. Möglicherweise kippt es, wenn gastgewerbliche Leistungen angeboten werden, die dann 
aber in Hotelzonen, Kernzonen oder Mischzonen gehörten. Dass typische Airbnbs (ohne Restau-
ration, nur Wohnungen) hingegen in einer reinen Hotelzone nicht zonenkonform sind, dürfte weit-
gehend unbestritten sein, selbst wenn Hotels z.T. dieselben Buchungsplattformen benützen. 

In Fällen, in denen tatsächlich genauer geprüft werden muss, ob die Vermietung von Räumen über 
Airbnb in der entsprechenden Zone konform ist, muss ein Baubewilligungsverfahren durchgeführt 
werden. Wo dies klar ist, hingegen nicht. 

3. Praxis im Kanton Bern 

Im Kanton Bern hat die Geschäftsleitung der Regierungsstatthalterinnen und Regierungsstatthalter 
am 24. Januar 2019 eine «Information» publiziert, die vermutlich Rechtssicherheit schaffen soll, 
aber mit ihrem normativen Inhalt bei den Betroffenen mehr Verwirrung als Klarheit schafft. Bis jetzt 
folgen die Baubewilligungsbehörden und die erste Rechtsmittelinstanz dieser Information wie einer 
Norm, ohne deren Rechtmässigkeit zu prüfen. Das Verwaltungsgericht oder das Bundesgericht 
hat sich bis jetzt noch nicht damit befassen müssen. Es wird auf jeden Fall Eigentümer brauchen, 
die die normative Kraft dieser Information rechtlich in Frage zu stellen gewillt sind. Momentan ist 
es billiger und weniger zeitaufwendig, die geforderten Verfahren zu durchlaufen. Schwierig wird 
es, wenn diese Verfahren von Nachbarn dafür instrumentalisiert werden, die Nutzung zu torpedie-
ren. 

Nach der erwähnten Information wird für die Frage der Baubewilligungspflicht unterschieden, ob 
mehr als 10 Betten kurzzeitig vermietet werden. Eine Gastgewerbebewilligung soll notwendig sein, 
sofern bei mehr als 10 Betten gastgewerbliche Dienstleistungen, wie z.B. Frühstück, angeboten 
werden und ebenso, wenn mehr Betten zur Verfügung gestellt werden, unabhängig von gastge-
werblichen Dienstleistungen. Die Besitzstandsgarantie soll für Umnutzungen innerhalb der letzten 
fünf Jahre gelten und die «Umnutzung» in diesem Fall nicht baubewilligungspflichtig sein. Dessen 
ungeachtet verlangt nun bspw. die Gemeinde Interlaken offenbar von allen Eigentümern, die 
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Räume über Airbnb anbieten, Baugesuche. Deren Bewilligungsfähigkeit in Bezug auf die Zonen-
konformität wird einigen Gesprächsstoff bringen. 

4. Fazit 

Für Liegenschaftseigentümer ist die Rechtsunsicherheit, welche im Moment herrscht, unbefriedi-
gend. Die Beratung ist nicht einfach, weil jede Gemeinde die Sache anders beurteilt. Auf der si-
cheren Seite ist nur, wer ein Baugesuch einreicht oder sich wenigstens bei der Baubewilligungs-
behörde erkundigt, ob eine Vermietung über Airbnb bewilligt werden müsse. Wir sind auf jeden 
Fall gespannt, wie sich die Praxis und die Rechtsprechung entwickeln werden. 

Auf jeden Fall empfehlen wir, die relevanten Begriffe klar zu definieren, gegenüber den baurecht-
lich nicht relevanten abzugrenzen und nur die Nutzungen einer üblichen Wohnnutzung gegenüber-
zustellen. Die Werbung, Vermittlung, Buchung usw. können nicht zum Kriterium der Baubewilli-
gungsfähigkeit erhoben werden. 
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